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Von Lotta Drügemöller

Ulrich Mäurer glaubt, den Richtigen gefun­
den zu haben: „Mit Wasser und den Pro­
blemen davon kennt er sich schon mal aus“, 
sagt der SPD­Innensenator und lacht, als er 
am Mittwoch Philipp Heßemer als künfti­
gen Bremer Feuerwehrchef vorstellt. Heße­
mer kommt frisch aus Köln, wo das Rhein­
hochwasser weiter steigt.

Man habe, so Mäurer, eine Leitungskraft 
gesucht, die im Brandschutz, im Rettungs­
dienst und im Katastrophenschutz Erfah­
rung habe. Jemand, der die Modernisierung 
vorantreiben könne. So weit so Feuerwehr. 
Der Elefant im Raum wird lange ausgespart 
bei der Vorstellungsrunde: Die Bremer Feu­
erwehr hat nicht nur Probleme mit veral­
teter Technik oder Organisationsabläufen, 
sondern steht mitten in einem ausgewach­
senen Rassismus­ und Mobbingskandal.

Ein Rechercheverbund aus Radio Bre­
men, Süddeutscher Zeitung und NDR hatte 
im November Insiderinformationen veröf­
fentlicht, die Polizei das Haus eines Verdäch­
tigen durchsucht und tausende Stunden an 
Videomaterial beschlagnahmt. Nachweis­
lich gab es bei der Bremer Feuerwehr zwi­
schen 2013 und 2015 rechtsextreme Chat­
gruppen; geteilt wurden verfassungsfeindli­
che Symbole und Todeswünsche gegenüber 
Geflüchteten. Zusätzlich wurde mindestens 
eine ehemalige Feuerwehrfrau extrem ge­
mobbt; Tonaufnahmen verraten Gewaltfan­
tasien gegenüber der Kollegin.

Die Aufregung war groß: Einen Kultur­
wandel beschworen Bürgerschaftsmitglie­
der fraktionsübergreifend, der Innense­
nator zeigte sich erschrocken, dass Kol le­
g*in nen die Vorfälle nicht früher gemeldet 
hätten. Im Vergleich zu den großen Worten 
aus dem letzten Jahr muss man schon sehr 

genau hinhören, um nun konkrete Maßnah­
men gegen rechte Tendenzen aus der Aufga­
benbeschreibung für den neuen Leiter he­
rauszuhören.

Erst auf Nachfrage redet Mäurer über 
Probleme: Fraglich sei weiter, warum Vor­
gesetzte nichts mitbekommen hätten. Und 
interne Kritikkultur sei wichtig: „Auch ver­
antwortliche Leitungspositionen müssen 
sich Kritik aus den Wachabteilungen gefal­
len lassen“, sagt er. Über konkrete Maßnah­
men werde man in den folgenden Wochen 
noch mehr hören, heißt es aus dem Ressort. 
Die Hoffnung, die auf Heßemer liegt, bleibt 
abstrakt: Ausgewählt habe man den Neuen 
auch wegen dessen Kommunikationsfähig­
keit, so die Sprecherin des Senators.

Heßemer arbeitet aktuell als Leiter der 

Abteilung Gefahrenvorbeugung und sitzt 
im Lenkungsausschuss zum Reformpro­
zess bei der Kölner Feuerwehr. Zu den Auf­
gaben in Bremen will er sich noch nicht ein­
gehend äußern: „Ich bin gestern erst ange­
kommen.“ Als er im November von den 
Vorfällen hörte, habe ihn das erschreckt – 
nicht nur, weil er damals schon im Bewer­
bungsprozess steckte.

Übernehmen soll er den Posten am 1. 
April direkt von Mäurer. Der Innensenator 
hatte sich im November selbst an die Spitze 
der Feuerwehr gestellt. Karl­Heinz Knorr, 
bisheriger Feuerwehrchef, war bereits ei­
nen Monat zuvor zum Katastrophenschutz­

beauftragten ernannt worden und konnte 
ohne größeren Gesichtsverlust die Position 
verlassen. Zum Dienstantritt würde die Be­
hörde gerne abgeschlossen haben mit den 
alten Geschichten: „Der Neue soll nicht be­
lastet werden mit dem, was in der Vergan­
genheit passiert ist“, meint der Innensena­
tor. „Die Dinge räumen wir vorher weg.“

Auf Nachfrage erklärt er, dass die Innen­
behörde nicht mehr von ganz so heißen Vor­
würfen ausgeht wie noch im November. „Wir 
dachten, dass die Geschehnisse möglicher­
weise nur die Spitze des Eisbergs sein könn­
ten“, sagt Mäurer. „Der Albtraum war, dass es 
feste Netzwerke gibt.“ Das habe sich in den 
Ermittlungen bisher nicht bestätigt: Über 
den rechtsextremen Gruppenchat hinaus 
habe die Polizei keine Hinweise darauf fin­
den können. „Es gibt keine Belege für struk­
turellen Rassismus.“

Sophia Leonidakis (Die Linke), die in der 
Bürgerschaft früh einen Antrag zur Aufklä­
rung der Vorfälle gestellt hat und Kontakt 
zu Betroffenen hat, sieht das etwas anders: 
„Nach meinem Wissen ging es nicht nur um 
Einzelfälle. Es gibt durchaus weitere betei­
ligte Personen.“ Das Problem sei zwar bei 
der Feuerwehr nicht flächendeckend, „aber 
durchaus strukturell“.

Sie formuliert große Aufgaben für den 
neuen Leiter: „Solche Missstände und Mob­
bing kriegt man nicht von einem Tag auf 
den anderen raus.“ Es brauche mehr Schu­
lung und eine externe Beschwerdestelle, 
die auch die Bürgerschaft bereits gefor­
dert habe. Auch im Leitungsstab müsse 
sich mehr verändern. Die Hoffnung darauf 
hatte Mäurer allerdings schon im Novem­
ber kleingehalten: Die meisten Vorwürfe 
seien strafrechtlich verjährt und daher wä­
ren auch disziplinarische Maßnahmen ge­
genüber Be am t*in nen schwer.

Jünger, nicht weiblicher und Rechtsextremismus ist nur Kinderkram: Bremen hat eine neue Feuerwehrspitze   Foto: Uwe Zucchi/imago 

das rappelbimmelrappelbumm-wetter
Lieben Sie Brahms mit Trams? Nach Umbau der 
Domsheide soll vor der Glocke deren Haupthalt 
sein. Dann kann man im Kammermusiksaal nur noch 
Lieder singen von der Straßenbahn, rappelbimmel-
rappelbumm. Schön wie 1 Grad und Schneeregen

Falscher Verdacht  
gegen ZZZ
Zurückgewiesen hat der Senat 
den Vorwurf, die ZwischenZeit­
Zentrale (ZZZ) stelle unrechtmä­
ßig Bescheide aus. Unterstellt 
hatte das die CDU­Fraktion der 
Zwischennutzungsagentur in ei­
ner Kleinen Anfrage. Die ZZZ hat 
seit 2012 mit insgesamt 89 Pro­

jekten in Bremen vor allem Ge­
schäfts­ und Industrieleerstand 
reaktiviert. Aktuell betreut sie 
die brachliegende Galopprenn­
bahn in der Vahr. Weil sie einer 
Kleintierärztin auf deren münd­
liche Anfrage hin in einem Brief 
mitgeteilt hatte, ihre Projekt­
idee dort nicht unterbringen 
zu können, warf die Union der 

privatrechtlichen ZZZ vor, einen 
ablehnenden Bescheid ohne 
Rechtsbehelfsbelehrung ver­
schickt zu haben. Das Ableh­
nungsschreiben sei aber ledig­
lich „eine Antwort auf eine Idee“ 
gewesen, so nun der Senat. Ein 
regulärer Antrag, der hätte be­
schieden werden können, habe 
auch gar nicht vorgelegen. (taz)

Stadt ist ziemlich Land
Mit 30,4 Prozent wird fast ein 
Drittel der Fläche Bremens land­
wirtschaftlich genutzt. Das geht 
aus dem Flächenatlas hervor, 
den das Statistische Bundesamt 
gestern vorgelegt hat. In Städten 
mit über 500.000 Einwohnern 
ist das Platz drei hinter Leipzig 
und Dresden. (taz) 

nachrichten

Interview Marie Gogoll

taz: Frau Margrate, wieso demonstrieren Sie 
vor dem Sitz des Innensenators?

Sally Margrate:   Wir fordern Geburtsurkun­
den für unsere Kinder. Die Väter haben ihre 
Vaterschaft offiziell anerkannt, wir haben alle 
Bedingungen für eine Geburtsurkunde erfüllt. 
Trotzdem gibt es viele Kinder, die immer noch 
keine Geburtsurkunde haben, dabei sind man­
che schon über ein Jahr alt.  

Warum stellt das Standesamt die Geburts-
urkunden nicht aus?

Das Standesamt unterstellt uns Frauen, wir 
wären verheiratet. Dann wäre der Ehemann au­
tomatisch der rechtliche Vater unserer Kinder. 
Obwohl die richtigen Väter die Vaterschaft ja 
schon längst bestätigt haben, glauben die Be­
hörden uns nicht. Sie fordern von uns Beweise 
dafür, dass wir nicht verheiratet sind. 

Was für Beweise sollen das sein?  
Sie akzeptieren die Beweise nicht. Weil ich 

früher verheiratet war, sollte ich dem Standes­
amt zum Beispiel meine Scheidungspapiere 
vorlegen. Das habe ich gemacht, die wurden 
aber nicht anerkannt. Als Beweis sollte ich statt­
dessen meine alte Heiratsurkunde mitbrin­
gen. In welchem souveränen Staat bekommst 
du deine ungültige Heiratsurkunde, nachdem 
dir gerade die Scheidungspapiere ausgestellt 
wurden? So funktioniert das doch nicht. Das ist 
eine Beleidigung gegen uns und unsere Her­
kunftsstaaten.   

Warum unterstellt das Standesamt, Sie wä-
ren verheiratet?

  Wir sind uns sicher, dass Diskriminierung 
der Grund ist. Wir haben die Kinder hier zur 
Welt gebracht, der Vater hat die Vaterschaft an­
erkannt, aber die Behörden verweigern die An­
erkennung. Wir geben ihnen alle Dokumente, 
die sie wollen, und sie verweigern die Anerken­
nung. Manche der Mütter waren zuvor sogar 
niemals verheiratet und sie haben jeden Be­
weis dafür vorgelegt, was übrigens auch eine 
Menge Geld kostet. Dass all das infrage gestellt 
wird, lässt sich auf Diskriminierung zurück­
führen.  

Hat es Konsequenzen, wenn die Geburts-
urkunden fehlen?

Ja.   Eines der größten Probleme ist, dass die 
Frauen dadurch keinen Aufenthaltstitel be­
kommen. Das heißt: Die Mütter dürfen nicht 
arbeiten und könnten abgeschoben werden. 
Viele Mütter haben sogar schon Briefe bekom­
men, die sie auffordern, das Land zu verlassen. 
Außerdem braucht man eine Geburtsurkunde, 
um das Kind bei der Krankenkasse zu melden. 
Viele Kinder sind deshalb nicht krankenversi­
chert. Das Standesamt denkt, wir hätten nur 
Interesse an finanzieller Unterstützung durch 
den Staat, wie Kindergeld. Aber das stimmt 
nicht. Wir wollen keine Hilfe, wir wollen ein­
fach die Geburtsurkunden für unsere Kinder. 

  Das Verwaltungsgericht hat auf Klagen 
aus Ihrer Gruppe geurteilt, dass für einen 
Aufenthaltstitel der Mutter auch die Vater-
schaftsanerkennung genügen würde. Die Ge-
burtsurkunde wäre also nicht nötig, um die 
Aufenthaltserlaubnis für die Mutter zu ertei-
len. Hat das Urteil etwas am Vorgehen des Mi-
grationsamts geändert?  

Nein. Deshalb richtet sich unser Protest 
nicht nur gegen das Standesamt, sondern auch 
gegen das Migrationsamt. Obwohl wir die Va­
terschaftsanerkennungen haben, haben wir 
noch immer keine Aufenthaltstitel. Wir kön­
nen nicht verstehen, was hier vor sich geht. 
Deshalb gehen wir mit unseren Forderungen 
vor das Büro des Innensenators, trotz Corona 
und trotz Schnee.

„Das 
Standesamt 
unterstellt uns, 
wir wären 
verheiratet“

heute in bremen

Kundgebung 
vorm Innense-
nator, Conter-
scarpe 22-24, 

11.30 Uhr

Sally Margrate  
ist ein erfunde-

ner Name. Sie 
ist Mutter eines 

Kindes ohne 
Geburtsurkun-
de und Teil der 

Gruppe 
„Together we 
are Bremen“. 

Generationswechsel  
bei Bremer Feuerwehr
Bremen hat einen neuen Oberbrandschützer. Wie der die Rassismusvorfälle aufarbeiten 
soll, bleibt aber im Vagen. Ein strukturelles Problem sieht der Senator ohnehin nicht mehr 

„Der Neue soll nicht belastet 
werden mit dem, was in der 
Vergangenheit passiert ist“
Ulrich Mäurer (Innensenator)


